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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
NRW muss funktionieren: Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst 
 
 
I. Ausgangslage 
 
NRW muss funktionieren. Die Menschen in Nordrhein-Westfalen spüren täglich, dass der öf-
fentliche Dienst an Handlungsfähigkeit verliert: Unterrichtsausfall, überlastete Polizei, schlep-
pende Strafverfolgung – etwa bei den Cum-Ex-Fällen –, marode Infrastruktur und mangelnder 
Hitzeschutz sind nur einige Folgen. Gleichzeitig steigt die Belastung der Beschäftigten weiter. 
 
Die eingeschränkte Handlungsfähigkeit des Staates untergräbt das Vertrauen in öffentliche 
Strukturen und gefährdet die Demokratie. Unser demokratischer und sozialer Rechtsstaat 
braucht eine dauerhaft verlässliche, unabhängige, schnelle und transparente öffentliche Auf-
gabenerledigung. Dazu gehören unter anderem gut ausgestattete Schulen und Hochschulen, 
eine präsente Polizei und Justiz, leistungsfähige Bauämter und eine starke Finanzverwaltung. 
Sie sind entscheidend für die Zukunft des Landes. 
 
Eine zentrale Ursache ist die weiterhin hohe Zahl von 20.700 unbesetzten Stellen. Das zeigt: 
NRW verliert als Arbeitgeber an Attraktivität und ist im Wettbewerb um Fachkräfte nicht mehr 
ausreichend konkurrenzfähig. In vielen Bereichen verlassen Fachkräfte das Land, weil andere 
Arbeitgeber attraktivere Bedingungen bieten. Der demografische Wandel verschärft diese 
Lage zusätzlich: Bis 2030 tritt ein erheblicher Teil der Beschäftigten in den Ruhestand. 
 
Die Folgen sind gravierend: weniger Leistungen für Bürgerinnen und Bürger und eine erhebli-
che Mehrbelastung für die Beschäftigten. Eine angemessene Personalausstattung, die nicht 
nur auf dem Papier steht, ist auch ein Zeichen von Respekt und Wertschätzung. Der öffentliche 
Dienst muss mit guten Arbeitsbedingungen überzeugen und zugleich als moderner Dienstleis-
ter organisiert sein. 
 
Der Handlungsbedarf ist seit Langem dringend. Die bisherigen Schritte und Planungen der 
Landesregierung reichen nicht aus, um die Handlungsfähigkeit von Land und Kommunen si-
cherzustellen, teilweise sind sie sogar kontraproduktiv. Allein die absurd lange Wartezeit auf 
das Jobrad zeigt eindrücklich, dass selbst simple Verbesserung nicht umgesetzt werden.  
 
NRW braucht deshalb eine Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst. Diese kann nur 
im Dialog auf Augenhöhe mit den Beschäftigten und ihren Gewerkschaften gelingen. Ihre Vor-
schläge müssen ernst genommen werden. 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 

• Nordrhein-Westfalen braucht eine Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst. 

• Eine durchgreifende Verbesserung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes ge-
lingt nur im Dialog auf Augenhöhe mit den Beschäftigten. Die Vorschläge der Gewerk-
schaften müssen ernst genommen werden. 

• Die umgesetzten und geplanten Schritte der Landesregierung reichen nicht aus, um 
Land und Kommunen wieder zu konkurrenzfähigen Arbeitgebern zu machen und die 
tausenden unbesetzten Stellen zu besetzen. 

• Die „4“ muss weg. Es braucht eine klare Perspektive zur Angleichung der Arbeitszeit der 
Beamtinnen und Beamten. Die grundsätzlich begrüßenswerte Einführung von Lebens-
arbeitszeitkonten bleibt Stückwerk, ohne ein Gesamtkonzept zur Angleichung der Ar-
beitszeit. Zudem sind die Vorschläge zu Lebenszeitarbeitskosten im Schulbereich unzu-
reichend. 

• Die Bagatellgrenze für Mehrarbeit muss gestrichen werden. Diese ist keine Bagatelle, 
sondern unzumutbare unbezahlte Mehrarbeit.  

• Zu einer echten Attraktivierung gehören konkurrenzfähige Besoldung und realistische 
Aufstiegsmöglichkeiten.  

• Die verfassungsmäßige Alimentation muss umgehend sichergestellt werden. Neben der 
Umsetzung aktueller Urteile des Verfassungsgerichts, muss die Landesregierung die 
Einführung des verfassungsrechtlich fragwürdigen fiktiven Partnereinkommens korrigie-
ren. 

• Die Koalition verspielt Vertrauen, wenn sie zentrale Versprechen nicht einlöst – etwa die 
Arbeitszeitverkürzung für pflegende und erziehende Beamtinnen und Beamte sowie eine 
gerechte Behandlung gesetzlich krankenversicherter Beamtinnen und Beamter. 

• Die Modernisierung der Landesverwaltung, insbesondere bei der Digitalisierung, braucht 
eine Stärkung der Mitbestimmung. 

• Zulagen sind keine Almosen. Sie müssen angemessen, transparent, dynamisiert und 
ruhegehaltsfähig sein. Geringere Zulagen für Landespolizistinnen und -polizisten im Ver-
gleich zur Bundespolizei sind ein Zeichen fehlender Wertschätzung und machen den 
Landesdienst unattraktiver.  

• Die Zulagen für Feuerwehrleute müssen deutlich steigen. Die Nachtzulage von 1,70 
Euro ist viel zu gering und muss mindesten 5 Euro betragen. Eine Feuerwehrzulage von 
300 Euro wäre angemessen. 

• Geplante Maßnahmen wie das „Zweikonten-Modell“ bei der Arbeitszeiterfasssung, das 
in der Realität sogar ein Dreikontenmodell ist, und die Einführung eines Altersgeldes 
führen zu mehr Bürokratie und zusätzlichem Stellenbedarf, statt den öffentlichen Dienst 
attraktiver zu machen. Das Altersgeld erleichtert zudem den Austritt aus der Landesver-
waltung und verschärft insbesondere in der Finanzverwaltung bestehende Probleme. 

• Ein Fallmanagement zur Unterstützung bei der Beihilfe darf nicht nur aktiven Beamtin-
nen und Beamten offenstehen. Pensionärinnen und Pensionäre werden sonst ausge-
grenzt, obwohl gerade sie diese Unterstützung besonders benötigen können. 

• Die bisher gescheiterte Einführung eines Jobrads ist symptomatisch für den Umgang der 
Landesregierung mit dem öffentlichen Dienst. Sie beharrt auf einem bürokratischen Mo-
dell und ignoriert Vorschläge der Beschäftigten. Das Ergebnis: Zweieinhalb Jahre nach 
der versprochenen Umsetzung sitzt noch niemand auf einem Jobrad. Zudem gibt es 
auch immer noch kein Jobticket für die Beschäftigten. 

• Neben gesetzlichen Regelungen braucht es ein Maßnahmenpaket zur Effektivierung des 
öffentlichen Dienstes und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen.  
Dazu gehören: 
o ein Konzept zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
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o die Weiterentwicklung des Gleichstellungskonzeptes mit dem Ziel paritätisch be-
setzter Führungspositionen, 

o eine umfassende Digitalisierungsstrategie zur Verbesserung des Bürgerservices 
und zur Entlastung der Beschäftigten, 

o ein zentrales Gesundheitsmanagement zur Stärkung der Prävention, einschließ-
lich klarer, einheitlicher und verbindlicher Regelungen zum Umgang mit langzeit-
erkrankten Beschäftigten, 

o ein Schutzkonzept gegen Gewalt und Machtmissbrauch, 
o Dienstwohnungen in angespannten Wohnungsmärkten, 
o die Verbesserung des baulichen Zustands der Arbeitsplätze, einschließlich Hitze-

schutz. 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  
 
einen Gesetzentwurf zur echten Attraktivierung des öffentlichen Dienstes sowie ein Maßnah-
menpaket zur Effektivierung der Landesverwaltung und zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen vorzulegen. Diese müssen die Vorschläge der Beschäftigten ernst nehmen und die 
Konkurrenzfähigkeit von Land und Kommunen im Wettbewerb um die klügsten Köpfe wieder-
herstellen. Ziel ist es, die Handlungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes in NRW im Sinne der 
Bürgerinnen und Bürger wiederherzustellen und die Belastung der Beschäftigten deutlich zu 
reduzieren. 
 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Christian Dahm 
Stefan Zimkeit 
Alexander Baer 
Justus Moor 
 
und Fraktion 

 

 
 


